
beim Täter zu erreichen ist*. Auch bei vorbestraften 
Tätern sollte die Bürgschaft sowie die zeitweilige Bin­
dung an den Arbeitsplatz stärker angewendet werden.
2. In vielen Fällen begründen Staatsanwälte und 
Richter eine kurze Freiheitsstrafe auch damit, daß bei 
dem Täter alle gesellschaftlichen Erziehungsmaßnah­
men (Aussprachen im Kollektiv, Disziplinarmaßnahmen) 
bisher erfolglos geblieben seien. Daraus wird geschluß- 
folgert, daß der Täter uneinsichtig und unbelehrbar 
sei. Ohne weiteres trifft dies in einigen Fällen zu. Es 
gibt aber auch eine Reihe von Beispielen, wo Unbe- 
lehrbarkeit und Uneinsichtigkeit formal begründet 
werden:
Eine Bürgerin hatte einen Mantel und einen Ring im 
Werte von 150 DM gestohlen. Das Kreisgericht Pritz- 
walk verurteilte sie zu einer dreimonatigen Gefäng­
nisstrafe. In den Urteilsgründen wird gesagt, daß die 
Bürgerin bereits 1961 als Verkäuferin im Konsum 
30 DM entwendet hatte. Dieser Diebstahl wurde jedoch 
damals nicht angezeigt. In der Folgezeit wechselte sie 
mehrmals die Arbeitsstellen. Aus der Beurteilung des 
Betriebes geht hervor, daß ihre Arbeitsmoral nicht gut 
ist. Aussprachen in den Arbeitskollektiven blieben bis­
her ohne Erfolg. Der Betrieb legte keinen Wert mehr 
auf die Aufrechterhaltung des Arbeitsrechtsverhältnis­
ses. Aus diesen Fakten zog das Gericht die Schlußfol­
gerung, daß hier Unbeiehrbarkeit und Uneinsichtigkeit 
vorlägen. Die Rechtspflegeorgane prüften nicht, wel­
chen Inhalt die Aussprachen mit der Bürgerin hatten 
und was das Kollektiv konkret getan hatte, um die 
Bürgerin zu erziehen. Auch die Frage, ob hier nicht 
die Bindung an den Arbeitsplatz notwendig gewesen 
wäre, um die Bürgerin zu einer richtigen Einstellung 
zur Arbeit zu erziehen, wurde nicht erörtert.
In diesem Zusammenhang zeigte sich aber auch, daß 
in einigen Verfahren — ohne die Straftat und das Ver­
halten des Täters vor und nach der Tat richtig zu 
würdigen — kurze Freiheitsstrafen deshalb ausgespro­
chen wurden, weil sich der Täter während der Haupt­
verhandlung „uneinsichtig“ verhielt. Das zeigt folgen­
des Verfahren:
Das Kreisgericht Neuruppin hatte die Angeklagte B. 
zu sechs Monaten Gefängnis bedingt verurteilt, weil 
sie einen gebrauchten Schirm, ein Paar Schuhe und 
82,50 DM entwendet hatte. In der Begründung führt 
das Gericht aus, daß die Bürgerin nicht vorbestraft 
und die Tat nicht sehr gefährlich sei; die Bürgerin 
habe zwar keine Reue gezeigt, aber man könne trotz­
dem der Meinung sein, daß sie in Zukunft solche 
Handlungen nicht mehr begehe. Gegen diese Entschei­
dung legte der Kreisstaatsanwalt Protest ein und for­
derte eine kurze Freiheitsstrafe. Den Protest hat der 
Staatsanwalt im wesentlichen wie folgt begründet: 
Der Grad der Gefährlichkeit der Handlung schließe 
eine bedingte Verurteilung nicht aus. Jedoch müsse 
beachtet werden, daß die Angeklagte in sehr guten 
wirtschaftlichen Verhältnissen lebe. Ursächlich für die 
strafbaren Handlungen sei die Habgier der Angeklag­
ten. Diese Seite dürfe beim Ausspruch der Strafe nicht 
unberücksichtigt bleiben. Eine bedingte Verurteilung sei 
nur dann angebracht, wenn das Bewußtsein des Täters 
soweit entwickelt ist, daß er künftig die Gesetze ein- 
halten wird. In der Hauptverhandlung habe die Ange­
klagte jedoch ihre Handlungsweise verniedlicht und 
keinerlei Reue gezeigt. Daraus sei ersichtlich, daß sie das 
Verwerfliche ihres Handelns nicht einsehe, also unein­
sichtig sei.
Dieses Beispiel macht deutlich, daß die Uneinsichtigkeit 
mitunter überbetont wird und dadurch die Zusammen­
hänge nicht richtig eingeschätzt werden. Es ist falsch, 1

1 Vgl. hierzu das Urteil des Präsidiums des Bezirksgerichts 
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allein aus dem Auftreten des Täters in der Hauptver­
handlung zu folgern, daß er unsere Gesetzlichkeit 
grundsätzlich mißachtet. Es ist immer von dem Grund­
satz auszugehen, daß der Täter für seine H a n d l u n g  
zur Verantwortung gezogen wird. Deshalb muß das 
gesamte Verhalten des Täters eingeschätzt werden. 
Typisch ist, daß sich ein Täter in der Hauptverhand­
lung vor allem dann uneinsichtig verhält, wenn das 
Kollektiv, in dem er lebt und arbeitet, ungenügend in 
das Strafverfahren einbezogen wurde.
3. Auf eine kurze Freiheitsstrafe wird zum Teil auch 
erkannt, wenn die Rechtspflegeorgane die Vorausset­
zungen für die Übernahme einer Bürgschaft nicht für 
gegeben halten. Die Rechtspflegeorgane gehen dabei 
nur von den gegenwärtigen Bedingungen aus, ohne 
gründlich zu prüfen, wie dem Kollektiv geholfen wer­
den kann, die Bedingungen zur Erziehung des Täters 
zu schaffen. Oft stellen sie zu hohe Anforderungen an 
das Kollektiv und beachten nicht, daß sich auch das 
Kollektiv weiterentwickelt, wenn es richtig in die 
Rechtspflege einbezogen wird.
Zum Beispiel hat das Kreisgericht Oranienburg einen 
Bürger, der einen Elektromotor entwendet hatte, zu 
fünf Monaten Gefängnis verurteilt. Der Täter hatte die 
Arbeitsstelle bereits aufgegeben, als der Diebstahl auf­
geklärt wurde. In seinem neuen Arbeitskollektiv hat 
man nicht geprüft, ob die Voraussetzungen gegeben 
sind, ihn in seinem jetzigen Kollektiv zu erziehen. 
Eine Rücksprache in diesem Betrieb ergab, daß durch­
aus die Voraussetzungen Vorlagen, dem Kollektiv die 
Erziehung des Bürgers zu übertragen.
Die Rechtspflegeorgane müssen in viel stärkerem Maße 
die gesellschaftlichen Kräfte in die Bekämpfung der 
Kriminalität einbeziehen, damit sie die tatsächlichen 
Möglichkeiten der Erziehung des Täters erkennen. 
Das bezieht sich aber nicht nur auf die Arbeitskollek­
tive, sondern auch auf die anderen gesellschaftlichen 
Kräfte, wie Hausgemeinschaften, gesellschaftliche Or­
ganisationen, z. B. Sportgemeinschaften. Diese Kollek­
tive müssen für die Übernahme der Bürgschaft inter­
essiert werden; sie sind zu fördern und zu unterstüt­
zen.
4. Tätlichkeiten, besonders bei Körperverletzungen, 
werden oft oberflächlich als rowdyhafte Handlungen 
beurteilt, ohne die Rowdyhaftigkeit zu beweisen. Es 
wird vielfach außer acht gelassen, daß dieser Begriff 
Handlungen charakterisiert, die sich gegen das gesell­
schaftliche Zusammenleben richten.
In einem Strafverfahren vor dem Kreisgericht Bran­
denburg-Stadt hatten sich mehrere Bauarbeiter wegen 
Körperverletzung zu verantworten. Die Angeklagten 
standen am Tattag erheblich unter Alkoholeinfluß, als 
sie ins Wohnlager zurückkamen. Andere Bauarbeiter 
versuchten deshalb, sie in ihre Unterkünfte zu bringen. 
Bei diesem Vorhaben kam es zu kleineren Tätlichkei­
ten. Vom Betrieb wurden die Angeklagten als vorbild­
liche Arbeiter eingeschätzt, die sich auch in ihrer Frei­
zeit diszipliniert verhalten. Im Urteil selbst wird zur 
Begründung der kurzen Freiheitsstrafe im wesentli­
chen ausgeführt:

.......  Die Angeklagten müssen mit einer ernsthaften
Erziehungsmaßnahme auf das Ungebührliche ihres 
Verhaltens hingewiesen werden. Da aber alle Ange­
klagten bisher ein einwandfreies, vorbildliches Ver­
halten an den Tag gelegt haben und auch eine sehr 
gute Arbeitsmoral zeigten und ihr Auftreten im Ge­
richtssaal ebenfalls vorbildlich war, obwohl sie auf 
Grund des genossenen Alkohols selbst zur Sache 
nichts sagen konnten, ist mit der ausgesprochenen 
Maßnahme des Strafzwanges die Erziehung er­
reicht ...“

Hier ist offensichtlich, daß die Handlungen der Täter
zu ihrem sonstigen Verhalten völlig im Widerspruch *
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